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Pour une meilleure
protection des enfants
«Cette Convention et ce Proto-
cole facultatif sont deux instru-
ments très puissants et essentiels
dans la lutte contre l'exploitation
et les abus sexuels commis à l'en-
contre des enfants. Tout Etat sou-
cieux de la protection des enfants
en général et de ses enfants en
particulier se doit d'appliquer ces
deux traités internationaux.»
Dans une prise de position, Ecpat
Luxembourg félicite les députés
pour l'approbation du Protocole
facultatif à la Convention des Na-
tions Unies relative aux droits de
l'enfant, concernant la vente d'en-
fants, la prostitution des enfants
et la pornographie mettant en
scène des enfants ainsi que de la
Convention du Conseil de l'Eu-
rope pour la protection des en-
fants contre l'exploitation et les
abus sexuels. Ces ratifications
sont accompagnées de modifica-
tion de certains articles du Code
pénal et du Code d'instruction
criminelle. Elles renforcent les
peines liées à l'exploitation et
l'abus sexuels sur mineurs de
moins de dix-huit ans. Elles adap-
tent le contexte pénal aux nou-
velles formes possibles d'exploi-
tation et d'abus sexuels sur les
enfants, en condamnant p. ex. la
consultation d'images ou repré-
sentations d'enfants à caractères
pornographiques et non plus seu-
lement leur détention. (C.)

Garagensektor: einheitlicher
Kollektivvertrag ab 2013
Lange haben die Gewerkschaften
mit den Patronatsverbänden um
eine Lösung im Garagensektor
gerungen. Nun teilten der LCGB
und der OGBL gestern mit, dass
ein Abkommen getroffen wurde,
um ab 2013 einen einheitlichen
sektoriellen Kollektivvertrag ein-
zuführen. Dieser Vertrag wird
das gesamte Personal umfassen,
die administrativen Mitarbeiter
der Fegarlux-Betriebe inbegrif-
fen. Zur Vorgehensweise hieß es
gestern, dass sich beide Parteien
verpflichten, bis Ende des Jahres
einen Tarifvertrag auszuarbeiten
und ferner eine Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung zu bean-
tragen. Eine paritätische Kom-
mission werde dementsprechend
eingesetzt. Unterdessen gelten
für die Belegschaft die neu aus-
gehandelten Verträge. Die Ge-
werkschaften und die Patronats-
verbände Adal und Fegarlux 
einigten sich auf einen neuen
Vertrag für die manuellen Ar-
beitnehmer, der bis zum 30. Juni
2013 gültig sein wird. Im gleichen
Zug vereinbarten sie, den Kollek-
tivvertrag der administrativen
Arbeitnehmer der Adal um drei
Jahre zu verlängern. Das Abkom-
men sieht u.a die Einführung von
Prämien zwischen 250 und 300
Euro vor. Der Einheitsvertrag
wird die Gratifikationen auf alle
Arbeitnehmer ausweiten. (C.)

„Focus“-Leiter beim
CDU/CSU-Freundeskreis
Boris Reitschuster, Leiter des
Moskauer „Focus“-Büros, wird
morgen Mittwoch, 28. Septem-
ber, Gast des CDU/CSU-Freun-
deskreises sein. Der Meinungs-
austausch zur aktuellen Entwick-
lung in Russland findet statt ab
20 Uhr im Hotel Novotel in Lu-
xemburg-Kirchberg (4, rue du
Fort Niedergrunewald). (C.)

Ausländerbeteiligung an den Gemeindewahlen

Die Stimmen von 30 937 Ausländern
Ressortminister und Cefis stellen eingehende Bilanz zur Kampagne „Je peux voter“ vor

Die Beteiligung der ausländischen Bürger fällt am 9. Oktober mit durch-
schnittlich 11,8 Prozent ins Gewicht (FOTO: GUY JALLAY)

V O N  B É R E N G È R E  B E F F O R T

Viel Geld investierte der Staat in
die Sensibilisierungskampagne
„Je peux voter“, und viel Zeit
brachten die Partnerorganisatio-
nen während eineinhalb Jahren
auf, um die ausländischen Bürger
für die Gemeindewahlen zu ge-
winnen. Das Resultat lässt sich an
konkreten Zahlen messen: 30 937
Ausländer haben sich hinsichtlich
des 9. Oktober in die Wählerlisten
eingetragen, fast ein Drittel 
mehr als bei den Gemeindewahlen
2005.

Bis zum 14 Juli konnten sich aus-
ländische Mitbürger in die Wäh-
lerlisten eintragen. Um möglichst
viele zur Wahl zu bewegen, hatte
der Staat im Vorfeld an Initiativen
und Mitteln nicht gespart. Noch
nie wurde so viel in die Wege
geleitet. 180 000 Euro flossen an
den Olai (Office luxembourgeois
de l'accueil et de l'immigration)
zur Finanzierung der Kampagne
„Je peux voter“, Partnerschaften
wurden mit Ausländervereinigun-
gen, Gewerkschaften und politi-
schen Parteien geknüpft und die
Gemeinden wurden angehalten,
mit Informationsmaterial und bür-
gernahen Aktionen Interesse zu
wecken.

Die Bemühungen haben sich ge-
lohnt, wie Integrationsministerin
Marie-Josée Jacobs und Innenmi-
nister Jean-Marie Halsdorf gestern
hinwiesen. 30 937 Ausländer ha-
ben sich bis zum 14. Juli in die
Wählerlisten eingetragen, ein Plus
von 6 980 Personen im Vergleich
zu den vorigen Gemeindewahlen
im Jahr 2005. 

Insgesamt zählt Luxemburg
183 144 Ausländer über 18 Jahre.
Hervorzuheben ist aber, dass nur
jene, die die Residenzklausel von
fünf Jahren erfüllen, zur Wahl zu-
gelassen sind. In Bezug auf die
gesamte Ausländerzahl beziffert
das Studienzentrum Cefis die Be-
teiligung auf 17 Prozent, 2005 wa-
ren es 15 Prozent. Exakte Zahlen
aufgrund der effektiv wahlberech-
tigten Ausländer kann der Cefis
mangels Zahlenmaterial aber nicht
vorlegen.

Aussagekräftiger ist demnach
die Gewichtung der Ausländer bei
den nächsten Gemeindewahlen.

Sie machen 11,8 Prozent der Wäh-
lerschaft aus. In Fels fallen die
ausländischen Bürger sogar mit 32
Prozent ins Gewicht, in Reisdorf
und Vianden sind es 21 Prozent.
Zum Vergleich sind es in Esch/Al-
zette und in Luxemburg lediglich
17 Prozent.

Ganz motiviert zeigen sich die
holländischen Mitbürger, die mit
26 Prozent die höchste Eintra-
gungsquote verzeichnen, gefolgt
von italienischen und österrei-
chischen Bürgern. Der Cefis ver-
weist allerdings auf der Einfluss
der doppelten Staatsbürgerschaft,
so dass viele Personen nun als

Luxemburger erfasst werden. Bei
den Bürgern aus Drittstaaten zeig-
ten zumal Bürger aus Ex-Jugosla-
wien reges Interesse an der Wahl-
beteiligung. 

Die Sensibilisierungsarbeit soll
denn auch künftig eine wichtige
Rolle spielen. An den Einschrei-
bungsfristen, die auf 86 Tage vor
den Wahltermin reduziert wur-
den, bestehe kein Spielraum mehr,
bemerkt Jean-Marie Halsdorf.
Eine Frist sei vonnöten, um mögli-
chen Rekursanträgen vor Gericht
Rechnung zu tragen.

„Schafft die Wahlpflicht ab“

Gehe es nach Franco Avena, Vize-
präsident des Ausländerrats, der
der Vorstellung gestern beiwohn-
te, müsse die Regierung allerdings
völlig umdenken. Die vorliegende
Ausländerbeteiligung empfindet
er als ernüchternd. Auf ein auto-
matisches Eintragen in die Wäh-
lerlisten will Avena aber nicht hin-
aus. Lösungsansätze sieht er viel-
mehr aufseiten der Luxemburger
Verfassung, zumal beim Abschaf-
fen der Wahlpflicht. „Den Auslän-
dern kann man das automatische
Eintragen nicht aufzwingen, weil
es der Verfassung ihres Heimat-
landes widersprechen würde. Die
Luxemburger und Nicht-Luxem-
burger könnte man indes gleich-
stellen, indem die Wahlpflicht ab-
geschafft wird. Eine fünfjährige
Residenzklausel könnte bestehen
bleiben, Änderungen wären ledig-
lich an der luxemburgischen Ver-
fassung vorzunehmen“, erläutert
Avena. Das Konzept dürfte für viel
Sprengstoff sorgen, gestern ließ es
Integrationsministerin Marie-Jo-
sée Jacobs aber kalt.

Kampfansage an den Papierkrieg
Anwaltskammer nimmt Stellung zu den Herausforderungen im Justizwesen

Der neue Präsident der Anwaltskam-
mer, Guy Harles. (FOTO: S. WALDBILLIG)

„Im Moment haben wir noch mit
einem gewaltigen Papierkrieg zu
kämpfen“, so der neue Präsident
der Anwaltskammer, Guy Harles,
gestern gegenüber der Presse.
Zurzeit wird der gesamte Briefver-
kehr zwischen den Anwälten und
den Gerichten nämlich noch in
schriftlicher Form abgewickelt.
Eine der größten Herausforderun-
gen, mit denen sich der gesamte
Justizapparat konfrontiert sieht,
ist denn auch die Umstellung auf
die elektronische Datenverarbei-
tung. Der elektronische Schrift-
verkehr allein reiche aber nicht, so
Harles weiter. Eine ganze Reihe
von Gesetzestexten müsse ange-
passt werden, weil sie noch einer
Zeit stammen, in der es noch keine
Computer gab. Die Anwaltskam-
mer will sich im Zusammenhang
mit der geplanten Digitalisierung
für spezielle Weiterbildungskurse
einsetzen. 

Eine weitere Herausforderung
dürfte die Verfassungsreform
sein, und die damit einhergehende
Einführung einer „Cour suprême“.
Die Anwaltskammer begrüßt
diese Initiative genau so wie die
geplante Schaffung eines „Conseil
de justice“. Durch einen eigenen
Haushalt und eine eigene Verwal-

tung könne eine größere Unab-
hängigkeit garantiert werden, be-
tonte Guy Harles. Der Vorsitzende
wünscht sich ferner, dass der Ge-
setzentwurf zur „société des avo-
cats“ so schnell wie möglich vom
Parlament verabschiedet wird, um
die Professionalisierung der Kanz-
leien voranzutreiben. 

Der scheidende „Bâtonnier“,
Gaston Stein, ging auf die geplante

Einführung einer Schlichtungs-
instanz ein. Stein sieht den Vorteil
der „Médiation“ vor allem darin,
dass beide Parteien selbst zu einer
Einigung finden müssen, es werde
also kein Urteil von oben herab
aufgezwungen. Offen bleibe aller-
dings noch die Frage, wer als
Schlichter tätig sein dürfe. Auch
die Finanzierung ist noch nicht
endgültig geklärt. Stein kann sich
durchaus vorstellen, dass nicht
nur Juristen als Schlichter arbei-
ten, sondern auch beispielsweise
Psychologen oder Ärzte. 

Gaston Stein machte zudem auf
ein Problem bei den Pflichtvertei-
digern aufmerksam. Immerhin
konnten sich im vergangenen Jahr
3 097 Personen keinen Anwalt leis-
ten, so dass sie die Dienste eines
Pflichtverteidigers in Anspruch
nehmen mussten. Trotz eindeuti-
ger Pluspunkte hält der scheidende
Präsident der Anwaltskammer das
System für verbesserungsfähig.
Für Stein wäre beispielsweise eine
Zusammenlegung der „assistance
judiciaire“ von Luxemburg und
Diekirch durchaus sinnvoll. Auch
müssten die Zugangskriterien
überdacht werden: „Die Rechts-
hilfe funktioniert nach dem Prinzip
,Alles oder nichts‘. Wer über ein

Einkommen verfügt, das nur fünf
Euro über der zulässigen Ober-
grenze liegt, hat kein Anrecht
mehr auf einen Pflichtverteidiger“.
Stein plädiert deshalb für eine ge-
staffelte Lösung. 

1 884 Anwälte

Am 15. September waren 1 884 An-
wälte aus 29 Nationen im Groß-
herzogtum zugelassen, 1 851 in Lu-
xemburg und 33 in Diekirch. 816
Anwälte haben einen französi-
schen Pass, 613 haben die luxem-
burgische Nationalität. Auf Platz
drei und vier rangieren die Belgier
(198) und die Deutschen (117). Zur-
zeit gibt es 353 Anwaltskanzleien.
Bereits vor etwa zehn Jahren hat-
ten sich die ersten großen auslän-
dischen Kanzleien im Großher-
zogtum niedergelassen. In den
letzten Monaten war dann eine
zweite Welle zu beobachten. Viele
kommen aus dem anglo-säch-
sischen Raum. Für den Präsiden-
ten der Anwaltskammer ist die
Integration der vielen auslän-
dischen Anwälte deshalb unerläss-
lich. Wichtig sei angesichts der
kulturellen Vielfalt auch, dass die
elementaren Prinzipien des lu-
xemburgischen Rechtssystems ge-
wahrt bleiben. (DS)


